Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3986 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung der Vermögensbildung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 
Sparprämiengesetz 

Das Sparprämiengesetz in der Fassung vom 
21. Februar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 134) wird 
wie folgt geändert; 

1. § 2 erhält folgenden neuen Absatz 3: 

„(3) Eheleute, bei denen kein Ehegatte das 
40. Lebensjahr vollendet hat, erhalten bis zur 
Vollendung des 40. Lebensjahres höchstens aber 
in den ersten zehn Jahren ihrer Ehe eine Prämie 
in Höhe von höchstens 300 Deutsche Mark bei 
einem Prämiensatz von 22 vom Hundert. Haben 
die Eheleute Kinder im Sinne des Absatzes 1, 
so erhöht sich dieser Betrag bei ein oder zwei 
Kindern um höchstens 160 Deutsche Mark bei 
einem Prämiensatz von 25 vom Hundert, bei drei 
bis fünf Kindern um höchstens 240 Deutsche 
Mark bei einem Prämiensatz von 30 vom Hun- 
dert, bei mehr als fünf Kindern um höchstens 
320 Deutsche Mark bei einem Prämiensatz von 
35 vom Hundert." 

2. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

Artikel 2 

Wohnungsbau-Prämiengesetz 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
vom 21. Februar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 137) 
wird wie folgt geändert: 


1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Nummer 5: 

„5. Leistungen an Bausparkassen, die zur Til- 
gung von Baudarlehen erbracht werden, so- 
fern diese zum Bau von eigengenutzten Fami- 
lienwohnungen, Eigentumswohnungen oder 
Kaufeigentumswohnungen gemäß §§ 7 und 12 
in Verbindung mit. § 8 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes in der Fassung vom 1. Sep- 
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1617), zu- 
letzt geändert durch das Wohnungsbau- 
änderungsgesetz 1968 vom 17. Juli 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 821), verwendet worden 
sind." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgenden Satz 3: 

„Eheleute, bei denen kein Ehegatte das 
40. Lebensjahr vollendet hat, erhalten bis zur 
Vollendung des 40. Lebensjahres höchstens 
aber in den ersten zehn Jahren ihrer Ehe 
eine Prämie in Höhe von 27 vom Hundert 
der prämienberechtigten Aufwendungen. Bei 
ein oder zwei Kindern erhöht sich die Prämie 
auf 30 vom Hundert, bei drei bis fünf Kin- 
dern auf 35 vom Hundert, bei mehr als fünf 
Kindern auf 40 vom Hundert der prämien- 
berechtigten Aufwendungen." 

b) Absatz 2 Sätze 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„Die Prämie beträgt für prämienbegünstigte 
Aufwendungen eines Kalenderjahres nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 höchstens insgesamt 
400 Deutsche Mark, für prämienbegünstigte 
Aufwendungen des Kalenderjahres nach § 2 
Abs. 1 Nr. 5 höchstens insgesamt 200 Deut- 
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sehe Mark. Der Gesamtbetrag der nach die- 
sem Gesetz gewährten Prämien darf im 
Kalenderjahr jedoch den Höchstbetrag von 
insgesamt 400 Deutsche Mark nicht über- 
schreiten." 

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 


Artikel 3 

Reichsversicherungsordnung, Angestellten- 
versicherungsgesetz, Reichsknappschaftsgesetz 

§ 1 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: Nach § 1231 wird folgender neue § 1231 a 
eingefügt: 

„§ 1231 a 

(1) Auf ihren Antrag werden von der Versiche- 
rungspflicht befreit Personen, die 

a) eine anrechnungsfähige Versicherungszeit von 
360 Kalendermonaten zurückgelegt haben, oder 

b) die Wartezeit für das Altersruhegeld erfüllt 
haben und deren Einkommen im vergangenen 
Jahr den zwölffachen Betrag der Beitragsbemes- 
sungsgrenze überschritten hat, 

wenn sie mit einem privaten Versicherungsunter- 
nehmen für sich und ihre Hinterbliebenen einen 
Versicherungsvertrag für den Fall des Todes oder 
des Erlebens des 65. oder eines niedrigeren Lebens- 
jahres im Zeitpunkt der Antragstellung abgeschlos- 
sen haben und für diese Versicherung mindestens 
ebensoviel aufgewendet wird, wie für sie Beiträge 
zur Rentenversicherung zu zahlen wären. 

(2) Die Befreiung wirkt vom Eingang des An- 
trages an. 

(3) Uber den Antrag entscheidet der für den 
Wohnsitz des Antragstellers zuständige Träger der 
Rentenversicherung. 

(4) Wer nach Absatz 1 von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, kai^n durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem zuständigen Träger der Rentenver- 
sicherung auf die Befreiung mit Wirkung von Be- 
ginn des nächsten Monats an verzichten. 

(5) Wer nach Absatz 1 von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, hat gegen den Arbeitgeber wäh- 
rend der Dauer der Prämienzahlung Anspruch auf 
die Hälfte der Beiträge bis zur Höhe des Beitrags- 
anteils, den dieser entrichten müßte, wenn Ver- 
sicherungspflicht bestehen würde." 

§ 2 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 


»§ 8 a 

(1) Auf ihren Antrag werden von der Versiche- 
rungspflicht befreit Personen, die 

a) eine anrechnungsfähige Versicherungszeit von 
360 Kalendermonaten zurückgelegt haben, oder 

b) die Wartezeit für das Altersruhegeld erfüllt 
haben und deren Einkommen im vergangenen 
Jahr den zwölffachen Betrag der Beitragsbemes- 
sungsgrenze überschritten hat, 

wenn sie mit einem privaten Versicherungsunter- 
nehmen für sich und ihre Hinterbliebenen einen 
Versicherungsvertrag für den Fall des Todes oder 
des Erlebens des 65. oder eines niedrigeren Lebens- 
jahres im Zeitpunkt der Antragstellung abgeschlos- 
sen haben und für diese Versicherung ebensoviel 
aufgewendet wird, wie für sie Beiträge zur Renten- 
versicherung zu zahlen wären. 

(2) Die Befreiung wirkt vom Eingang des An- 
trages an. 

(3) Uber den Antrag entscheidet die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte. 

(4) Wer nach Absatz 1 von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, kann durch schriftliche Erklärung 
gegenüber der Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte auf die Befreiung mit Wirkung von Beginn 
des nächsten Monats an verzichten. 

(5) Wer nach Absatz 1 von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, hat gegen den Arbeitgeber wäh- 
rend der Dauer der Prämienzahlung Anspruch auf 
die Hälfte der Beiträge bis zur Höhe des Beitrags- 
anteils, den dieser entrichten müßte, wenn Ver- 
sicherungspflicht bestehen würde." 

§ 3 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

Nach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt: 

„§ 32 a 

(1) Auf ihren Antrag werden von der Versiche- 
rungspflicht befreit Personen, die 

a) eine anrechnungsfähige Versicherungszeit von 
360 Kalendermonaten zurückgelegt haben, oder 

b) die Wartezeit für das Altersruhegeld erfüllt 
haben und deren Einkommen im vergangenen 
Jahr den zwölffachen Betrag der Beitragsbemes- 
sungsgrenze überschritten hat, 

wenn sie mit einem privaten Versicherungsunter- 
nehmen für sich und ihre Hinterbliebenen einen 
Versicherungsvertrag für den Fall des Todes oder 
des Erlebens des 65. oder eines niedrigeren Lebens- 
jahres im Zeitpunkt der Antragstellung abgeschlos- 
sen haben und für diese Versicherung ebensoviel 
aufgewendet wird, wie für sie Beiträge zur Renten- 
versicherung zu zahlen wären. 

(2) Die Befreiung wirkt von Eingang des An- 
trages an. 
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(3) über den Antrag entscheidet der für den 
Antragsteller zuständige Träger der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung. 

(4) Wer nach Absatz l von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, kann durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem zuständigen Träger der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung auf die Befreiung 
von Beginn des nächsten Monats an verzichten. 

(5) Wer nach Absatz 1 von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, hat gegen den Arbeitgeber wäh- 
rend der Dauer der Prämienzahlung Anspruch auf 
die Hälfte der Beiträge bis zur Höhe des Beitrags- 
anteils, den dieser entrichten müßte, wenn Ver- 
sicherungspflicht bestehen würde. 


Artikel 4 

Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz, 

Knappschaftsrentenversicherungs- 

Neuregelungsgesetz 

§ 1 

In Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 88), zuletzt geändert durch das Finanz- 
änderungsgesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1259), wird § 1 wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Der bisherige Wortlaut des § 1 wird Absatz 1. Es 
wird folgender neue Absatz 2 angefügt: 

„(2) Angestellte, die nach Absatz 1 von der Ver- 
sicherungspflicht befreit sind, haben gegen den 


Arbeitgeber während der Dauer der Prämienzah- 
lung Anspruch auf die Hälfte der Beiträge bis zur 
Höhe des Beitragsanteils, den dieser entrichten 
müßte, wenn Versicherungspflicht bestehen würde.'' 

§ 2 

In Artikel 2 des Knappschafts^entenversiche- 
rungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 533), zuletzt geändert durch das Finanzänderungs- 
gesetz 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1259), wird in § 1 folgender neue Ab- 
satz 3 angefügt: 

„(3) Personen, die nach Absatz 1 von der Ver- 
sicherungspflicht befreit sind, haben gegen den 
Arbeitgeber während der Dauer der Prämienzah- 
lung Anspruch auf die Flälfte der Beiträge bis zur 
Höhe des Beitragsanteils, den dieser entrichten 
müßte, wenn Versicherungspflicht bestehen würde." 


Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 18. März 1969 


Mischnick und Fraktion 



